
Gouverner c'est prévoir
Leitartikel

Versorgungssicherheit
Editorial

Liebe Leserin und lieber Leser

Mit dem Frühling erwachen bei vielen 
neue Energien; die reichen manchmal 
sogar für einen umfassenden Haus-
putz. Andere klagen über Müdigkeit, 
als würde ihnen Energie geraubt von 
der sich rasant neu entfaltenden Natur.
Da ist es gut, wenn auch die Liebe 
"mitmischelt", v.a. jene, die Menschen 
beflügelt, sich gegenseitig zu helfen.

In der aktuellen Diskussion über die 
Energiepolitik besteht die Gefahr, die 
vermeintliche Faktenlage nur aus par-
teipolitischer Stimmung wahrzuneh-
men. Es ist nicht nur Sache der Politik, 
zu schauen, dass die Versorgung 
klappt, sondern auch, dass diese nicht 
unter dem Motto: "Nach uns die Sint-
flut" geschieht.
Tatsache ist, dass technisch aufberei-
tete Energie inzwischen ein Lebens-
Mittel geworden ist. Dies zunehmend 
sogar für Menschen in Regionen, wel-
che erst hundert Jahre nach uns auf 
"den Geschmack "gekommen sind.

Eine andere Versorgungsfrage, die das 
Appenzellerland bewegt, betrifft jene 
der Gesundheit. Eben durfte ich die 
Vorzüge einer guten Gesundheitsver-
sorgung "geniessen".  Wichtiger noch 
als der geografische Aspekt, ist für die 
Genesung und das limitierte Unwohl-
befinden im Spital, die Menschlichkeit, 
der sich dort bemühenden Fachperso-
nen aus nah und fern. Vielleicht soll-
te die  nötige "Revolution" mehr aus 
jenen Etagen kommen?
			   Egon Graf       

Redaktion Akzente EVP AR
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Mit diesem einfachen Sätzlein hat der Journalist Emile de Girardin etwas Wesentliches 
gesagt: regieren bedeutet vorausschauen. 
Dies ist die Aufgabe der Regierung, während die Verwaltung deren Beschlüsse in die Tat 
umsetzen und Entscheide verankern sollte. Doch was geschieht, wenn eine Regierung statt 
regiert, sich auch aufs Verwalten beschränkt? Wird dann doppelt verwaltet? Und ist dop-
pelt verwaltet dann verhindert?
Sie fragen sich, was solche Gedankenspielereien sollen. Es sind Fragen, die mich im Zusam-
menhang mit der Krise des Spitalverbundes beschäftigen. Seit 2009 ist klar, in welche 
Richtung sich die Spitalfinanzierung entwickelt. Seit 2013 haben wir einen selbständigen 
Spitalverbund und seit 2015 zeigt sich, dass in diesem System etwas nicht stimmt. Die Zei-
chen der Zeit wären offensichtlich gewesen, wenn man sie hätte sehen und vorausschau-
end angehen wollen.
Nun werden Schuldige gesucht. Gezielt wird auf einzelne Regierungsräte. Klar sind dies 
die Hauptprotagonisten. Es muss aber deutlich gesagt werden, dass schlussendlich jede 
Botschaft an den Kantonsrat vom gesamten Regierungsrat verabschiedet wird. Oder hat-
ten in dieser gesamten Krisenzeit, welche nun schon mehr als drei Jahre dauert, nur die 
direkt beteiligen Regierungsräte Köbi Frei, Verwaltungsrat SVAR bis 2015, Paul Signer Ver-
waltungsrat ab 2016 und Gesundheitsdirektor Matthias Weishaupt 'etwas' gewusst?
Nun legt der Regierungsrat die Vernehmlassung zum Gesetz des SVAR vor. Damit sollen 
die unternehmerischen Freiheiten der SVAR gestärkt werden. Schlussendlich erwartet der 
Regierungsrat dann aber doch, dass alle Spitalstandorte weitergeführt werden. Es fehlen 
Überlegungen zur allgemeinen Lage in der 
Spitallandschaft Ostschweiz, es fehlt 'Klar-
text', dass es eigentlich nicht 5 vor, son-
dern schon 5 nach 12 ist. Dies auch wenn im 
Moment in Heiden nach offizieller Ansage 
alles wieder zum Guten gewendet wurde. 
Es fragt sich nur für wie lange! 
Es bleibt die Hoffnung auf den Bericht der 
Staatswirtschaftlichen Kommission StwK. 
Dass sich diese praktisch ausschliesslich mit der Angelegenheit Spitalverbund beschäftigt, 
ist wahrscheinlich fast ein historisches Ereignis. Ich hoffe, dass dieser Bericht genügend 
Schärfe hat, um allen Beteiligten (Regierungsrat, Kantonsrat und uns) die Augen zu öff-
nen zur tatsächlichen Situation des SVAR: Es geht nicht mehr um Weiterentwicklung der 
Arbeit, um das Angehen von neuen Projekten, oder um das Sichern von Arbeitsplätzen wie 
in Vernehmlassung und Gesundheitsbericht erwähnt wird. Es geht darum, unsere Gesund-
heitsversorgung durch eine gute und langfristige Zusammenarbeit mit starken, ausser-
kantonalen Anbietern sicherzustellen. 
Das wäre 'gouverner c'est prévoir'.

Mathias Steinhauer 
Präsident EVP AR



A
u

ss
e

rr
h

o
d

e
r 

A
k

ze
n

te
  

.  S
e

it
e

 2

Kantonale Politik      

Wie wollen wir die Welt unseren Kin-
dern weitergeben?

Wollen wir wei-
t e r h i n  m e h r 
Ressourcen ver-
brauchen als uns 
zustehen ? Oder 
wollen wir ver-
suchen mit den 
vo r han d e n e n 
und teils limitier-

ten Ressourcen zurückhaltend und scho-
nend umzugehen? 
Die Abstimmung am 21. Mai 2017 über 
das Energiegesetz kann ein Schritt in 
die richtige Richtung sein. Im revi-
dierten Energiegesetz geht es um 
Energiesparen und Effizienzverbes-
serung, um erneuerbare Energien 
und den Ausstieg aus der Kernener-
gie.
Der Ausstieg aus der Kernenergie ist 
für mich selbstverständlich, denn einer-
seits sind die Kosten für einen Neubau 
immens und beim heutigen Strom-
markt könnte der Betrieb nicht kosten-
deckend erfolgen. Des Weiteren glaube 

ich nicht, dass irgendwo in der Schweiz 
ein Standort gefunden werden kann, an 
welchem Behörden und Bewohner ein 
neues Atomkraftwerk willkommen heis-
sen würden. Ohne die Endlagerung des 
radioaktiven Abfalls gelöst zu haben, ist 
ein Neubau aus meiner Sicht unverant-
wortlich.
Unsere Energiegewinnung muss also 
sowieso erneuert werden. Das zu befür-
wortende Gesetz zeigt die Richtung an. 
Die wegfallende Atomenergie soll durch 
erneuerbare Energien ersetzt werden. 
Die Förderung von erneuerbaren Ener-
gien führt zu Fachwissen in der Schweiz, 
macht uns wirtschaftlich konkurrenzfä-
higer und unabhängiger vom Ausland. 
Es ist für mich also eine Win-Win Situa-
tion.
Wenn es um Energie geht, ist jede und 
jeder von uns betroffen, denn alle brau-
chen Energie ob in Form von Strom zum 
Kochen, Waschen, Heizen, etc. oder in 
Form von Treibstoff zum Autofahren etc.. 
Wenn Energie gespart werden soll, müs-
sen also auch alle mithelfen, denn nie-
mand kann die Welt alleine "retten". Aus 

Abstimmungsthemen vom 21.Mai 2017   Denkanstösse zur Meinungsbildung
Sie dürfen Mitbestimmen

diesem Grund betrifft das Energiegesetz 
auch alle von uns. Die vorgeschlagenen 
Massnahmen sind m.E. nicht der grosse 
Wurf, aber wahrscheinlich das Maximum 
für unser mehrheitlich bürgerliches Par-
lament mit wenig Mut.
Das Gesetz betrachte ich als einen rich-
tungsweisenden "Schubs" für alle, die 
sich bis jetzt schwer tun mit verantwor-
tungsvollem Umgang mit Ressourcen. 
Dies gilt für Firmen wie Einzelpersonen, 
und es ist eine Chance für eine enkel-
tauglichere Energiepolitik. Bis zum Ziel 
der Energiestrategie 2050 des Bundesra-
tes ist es aber noch ein weiter Weg.

Balz Ruprecht, 
Kantonsrat EVP

Die EVP AR empfiehlt das Ener-
giegesetz klar zur Annahme. 
Legen Sie am 21. Mai ein JA in 
die Urne!

In der Fragerunde 
an die Regierungs-
ratskandidaten stell-
te einer der Schüler 
die Frage, wie sich 
die Kandidierenden 
zur Frage der Über-
bevölkerung stellten. 
Die Welt sei ja mas-

siv überbevölkert, und das betreffe uns 
ja auch, da wir ein Teil dieser Welt seien.  
Ob wir uns also vorstellen könnten, auch 
im Kanton Appenzell Ausserrhoden für 
eine Geburtenkontrolle einzutreten. (...)
Die Frage spricht etwas an, das gerade 
auch im politischen Diskurs von zentra-
ler Bedeutung ist. Es ist die Frage nach 
Werthaltungen. Und es ist die Frage 
nach Wachstum und wie wir mit ihm 
umgehen. (...) Unkontrolliertes Wachs-
tum führt letztlich zum Tod, das wissen 
wir aus der Medizin.(...)
Dieses Wissen kann Angst machen, denn 
es zerstört die Illusion der Beherrschbar-

keit von uns selbst und unserer Umwelt. 
Wie können wir mit diesem Wissen und 
dieser Angst umgehen, ohne dass sie uns 
lähmen? Eine mögliche Antwort liegt 
im Gebet, welches uns der Ratschrei-
ber zu Beginn der Sitzung vorliest. Wir 
bitten darin um Eintracht und Gerech-
tigkeit. Damit sind Werte und Werthal-
tungen angesprochen. (...) Damit soll ein 
friedlicher Zusammenhalt die Einbet-
tung in ein soziales Umfeld gewährleis-
ten, in dem Gleichberechtigte in einen 
Austausch treten. Damit kann die Basis 
für die im Gebet erbetene Gerechtigkeit 
gelegt werden. Dabei müssen Diskurs 
und gegenteilige Positionen Platz haben. 
(..) Man muss nicht Sek-Schüler sein, um 
beim Nachdenken über diese Fragen 
Unbehagen oder Angst zu spüren. Auch 
wenn Angst eine schlechte Ratgeberin 
ist, müssen wir genau hin- und zuhören, 
wenn sie geäussert wird. Wir müssen 
versuchen zu verstehen, worin sie grün-
det – und dies, ohne die Angst dafür zu 

missbrauchen, unsere eigenen Ziele und 
Absichten zu erreichen. 
Meinungsvielfalt und Meinungsfreiheit 
müssen durch die Demokratie geschützt 
werden. Die Demokratie ihrerseits muss 
vor einem Übermass an extremen Wer-
tevorstellungen und vor Wertefreiheit 
geschützt werden. Das ist einer der zen-
tralen Aufgaben der Politik.  Instrumen-
talisierte Angst potenziert sich und kann 
leicht ausser Kontrolle geraten.
Es lässt sich aktuell in verschiedenen 
Ländern – gerade in der westlichen Welt 
– sehen, was passiert, wenn mit Angst 
Politik gemacht wird. (...)
Darum glaube ich jetzt, die vom Schü-
ler gestellte Frage zu verstehen. Sie bein-
haltet auch die Frage: «Werde ich später, 
in meinem Leben als Erwachsener, Platz 
haben in dieser Gesellschaft und wird 
mir Gerechtigkeit gewährt werden?»

Kantonsratspräsident Peter Gut   
PU  Walzenhausen

Auszug aus der Rede des Kantonsratspräsidenten an der Sitzung vom 20. März



Regionale Politik
aus dem Einwohnerrat

541 Verhandlungsgegenstände 
wurden in dieser Frühlingssession 
abgearbeitet, davon 117 persönliche 
Vorstösse der Ratsmitglieder. 

Hauptthema war zweifelsohne das 
Bundesgesetz über die Reform der 
Altersvorsorge 2020, ein äusserst 
spannender Prozess, der mit dem Mini-
mum an nötigen Stimmen soweit 
gedieh, dass dieses Gesetz nun vor's 
Volk kommen kann.

Die EVP steht weiterhin zum Stände-
ratsmodell, als das besser Verträgliche 
in einer Volksabstimmung, auch wenn 
die Generationentauglichkeit nicht 
erfüllt ist. 
Ebenfalls in dieser Session hat nach 
dem Nationalrat nun auch der Stän-
derat einer Gesetzesänderung zuge-

stimmt, die es ermöglicht, Eltern, die 
ein schwerkrankes oder schwerbe-
hindertes Kind zu Hause pflegen, 
mit höheren Beiträgen zu entschä-
digen. Dafür hat sich die EVP seit jeher 
eingesetzt. 

Aus Sicht der EVP ebenfalls erfreulich: 
Mit 192 zu 4 Stimmen verabschiedete der 
Nationalrat in der Schlussabstimmung 
die Änderung des Krankenversiche-
rungsgesetzes, mit der Familien und 
junge Erwachsene weniger Kran-
kenkassenprämien zahlen müssen.

Der Nationalrat hat das Postulat von 
Maja Igold knapp mit 90 gegen 87 
Stimmen überwiesen. Sie ist über-
zeugt, dass gemässigte Imame am 
ehesten gegen die Radikalisierung 
junger Muslime wirken können.
Noch wenden sich viele Politiker in-
stinktiv gegen die Ausbildung von 
Geistlichen für eine Religion, die sie 
gar nicht hier haben möchten. Doch 
sie sind da und werden auch da blei-
ben. Eine christliche Sicht muss immer 

darauf bestehen: wer Glaubensfreiheit 
wünscht, muss sie auch andern zuge-
stehen, selbst wenn eine Religion im 
Grunde antichristlich geprägt ist. Die 
Schweiz hat in der Auseinandersetzung 
unterschiedlicher (christlicher!) Konfes-
sionen viele schmerzliche, aber auch 
heilsame Erfahrungen gemacht. Die-
se müssen jetzt auch im Umgang mit 
andern Religionen genutzt werden.
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Ein neuer Bahnhofplatz für Herisau

Der Gemeinderat beantragt einen Pro-
jektierungskredit über 1,3 Mio. Franken, 
um bis im Mai 2018 ein Bauprojekt für 
den Bahnhofplatz mit Bushof ausarbei-
ten zu lassen.

Das Projekt umfasst zusammen mit der 
Verlegung des Bahnhofkreisels durch 
den Kanton den tiefgreifenden Umbau 
der Verkehrsdrehscheibe am Bahnhof 
Herisau. Insbesondere müssen die Glei-
se der AB verlegt werden, um Platz für 
den neuen Bushof zu schaffen. Dazu 
kommen die Gestaltung der Plätze, die 
Fussweg-Verbindung zum Ebnet und 
Velostationen.

Dank dieser Neugestaltung wan-
delt sich das bestehende Flickwerk zu 
einem übersichtlichen Bahnhof-Areal, 
das wieder Jahrzehnte Bestand haben 
wird. Es entsteht ein einladender Ort für 

die Herisauerinnen und Herisauer, aber 
auch für alle Besucher wie Geschäfts-
kunden von Firmen, politische Gäste 
und Militärangehörige aus der ganzen 
Schweiz. Gleichzeitig entsteht Raum 
für neue Gewerbe- und Wohnbauten. 
Erfreulich ist, dass das Interesse mehre-
rer Investoren gross ist.

Die zu erwartenden Nettokosten für die 
Gemeinde bewegen sich gemäss jetzi-
gem Stand bei geschätzten 15 - 17 Mio. 
Franken und sind hoch, lösen aber ein 
Mehrfaches an Investitionen Dritter aus. 

Thomas Walliser Keel 
Kommunikationsverantwortlicher Gde 

Herisau

Gibt es „Christliche Politikerin-
nen“?  (Statement unserer beiden 
Nationalrätinnen)
Wir sind überzeugte politisierende 
Christinnen! Ohne Verankerung im 
Evangelium könnten und möchten 
wir nicht politisieren. Das Menschen-
bild der Bibel ist unsere Grundlage, 
um mit Menschen umzugehen und 
politische Lösungen zu finden. Als 
Nationalrätinnen stellen wir uns aber 
auch voll hinter die Bundesverfas-
sung. Beides in Einklang zu bringen 
ist zuweilen herausfordernd. 

Blick nach Bern
Was wurde in der Frühlingssession bewegt



           	                       
 Auf den Punkt gebracht

Erwartungen anderer Politiker an die EVP:

P steht für Partei, dieses P kennzeichnet 
alle Parteien, sogar die Parteiunabhän-
gigen, es heisst so viel wie Gruppierung 
ähnlich denkender Menschen.
V steht für Volk , auch diesen Buchsta-
ben tragen andere Parteien ebenso, 
nämlich die CVP und die SVP. Das V steht für volksnah, volks-
verbunden, volksvertretend. 
E, der prägende und in der Parteienlandschaft einzigartige 

Buchstabe steht für evangelisch. Ich nehme die Prägung der EVP durch das E sehr mar-
kant und deutlich wahr: evangelisch, reformiert, den Werten der Bibel verbunden, sozial, 
manchmal „streng“. Die Werte des Evangeliums werden von den Mitgliedern gelebt und 
ausgedrückt, konsequent und deutlich. Die Politik der EVP misst sich an diesen Werten und 
vertritt sie klar. Dies ist meine Erwartung an eine Partei mit diesem Namen. E steht für mich 
für evangelisch und nicht für „eng“, d.h. ich erwarte von Repräsentanten der EVP, dass sie 
zwar christliche, evangelische Werte vertreten in der Politik, dass ihr Blick dadurch aber 
nicht eng wird sondern offen und tolerant bleibt für andere Haltungen, die dem E nicht in 
der gleichen Art nahe stehen.

Anette Joos-Baumberger
Gemeinderätin FDP

Herisau

Aktuelle Termine 

Montag 08. Mai  8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Mittwoch 17. Mai 17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Sonntag 21. Mai
Abstimmungssonntag auf nationaler 
Ebene
Montag 12. Juni  8:15 Uhr 
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Mittwoch 14. Juni  17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock
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Aus dem Vorstand

ms  Der Vorstand schloss die  Jahresplanung und Budgetierung ab und fällte erste 
grundlegende Entscheide in Bezug auf die Wahlen 2019. Diese werden nun aufgear-
beitet und fliessen dann in das Wahlkonzept ein.
An der Mitgliederversammlung vom 1. April wurden Jahresplanung und Budget 
genehmigt.  
Mit Werner Lieberherr (Vostand) und Peter Künzle (Einwohnerrat Herisau) traten zwei 
langjährige EVP-Exponenten von ihren Ämtern zurück. Sie haben in den letzten Jah-
ren das Gesicht der EVP AR mitgeprägt. Herzlichen Dank, alles Gute und Gottes Segen.
Noch konnte der Vorstand  nicht wie gewünscht ergänzt werden. Die EVP ist mit 
denselben Herausforderungen konfrontiert wie andere Parteien und Vereine. 
Hier ist weitere Sensibilisierungsarbeit notwendig um den Zusammenhang zwi-
schen (politischen) Gestaltungsmöglichkeiten und eigenem Engagement aufzu-
zeigen.
Der Vorstand bedankt sich bei allen Mitgliedern, den Freunden und Spendern für die 
finanzielle und ideelle Unterstützung und die Fürbitte für die konkrete Politische Arbeit.

Zum Schmunzeln oder Nachdenken...

Es gibt vier Himmelsrichtungen. Man kann in alle gehen und 
kommt auf diesem Weg doch nicht in den Himmel. Und wür-
de in der MItte ein Pfeil wirklich in den Himmel zeigen, so ist 
es die Richtung, in die man nicht gehen kann. Dafür aber glau-
ben!


